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Sicherheit und Fortschritt - Aus dem Arbeitsprogramm der Fortschrittlichen Bürgerpartei: 

Ausbildung und Fortbildii^sförderung 
Zwei Probleme sind es, denen auf diesem Sek

tor durch eine gut durchdachte Planung Rech
nung getragen werden muäiä, einmal ist es die 
Explosion des Wissens und zum anderen die 
starke Vermehrung"*der Bevölkerung in der Zu
kunft. Dazu kommt noch, dass jedem Kind die 
gleichen Ausbildungs- und damit auch die glei
chen Aufstiegschancen geboten werden müssen. 

Bis jedoch diese Planung, die auf unsere heu
tige Gesellschaftsform abgestimmt werden muss, 
durchgeführt ist, dürfte noch einige Zeit ver
gehen. ' 

Es ist unbestritten, dass die von uns 1960 ge
forderten und auf 1. Januar 1961 eingeführten 
Aus- und Fortbildungsbeihilfen den Studieren
den, besonders aber den Eltern eine grosse fi

nanzielle Entlastung brachten. Obwohl auf 1. Ja 
nuar 1964 das Gesetz den veränderten Verhält
nissen (Teuerung) angepasst wurde, ist es auf
grund der Teuerung, 1965 unbedingt notwendig 
geworden, eine weitere Verbesserung der Aus-
und Fortbildungsbeihilfen vorzunehmen. 

Unserem Grundsatz treu bleibend, vor allem 
dem Arbeiter- und Bauernkind durch finanzielle 
Unterstützung eine Ausbildung, ein Studium zu 
ermöglichen, schlagen wir vor, die Stipendien-^ 
ansätze der Teuerung anzupassen, die Einkom
mensgrenze,' bis zu der 100 Prozent der Beihil-, 
fen ausgerichtet werden, von 10 000 auf 14 000|| 
Franken zu erhöhen und die maximale Einkom

mensgrenze, bis zu der gekürzte Beihilfen ge
währ t  werden, von 25 000 auf 30 000 Franken 
(nach 20 Prozent ider Ansätze) auszudehnen. Da
mit, wird auch dem Mittelstand, der sich heute 
vornehmlich aus dem qualifizierten Arbeiter, 
dem privaten und öffentlichen Angestellten 
und zum Teil noch aus Gewerbetreibenden zu
sammensetzt, wenn auch nur eine bescheidene, 
so doch eine gerechtfertigte Hilfe geboten. 

Infolge der laufenden/neuen Erkenntnisse der 
Wissenschaft, der Weiterentwicklung der Tech
nik kommt iqsku'hftig der beruflichen Weiter
bildung, igrösste Btedeütung; zu. Wir -wissen, 
dass Förtbiiaungsküfse sehr teuer sind, beson

ders wann sie noch im Ausland absolviert wer
den müssen und wir fordern daher eine Neu
gestaltung der Fortbildungsbeihilfen, die vor 
allem in einem massiven Anheften der Beihilfen 
ihren Ausdruck finden muss. 

Sicherheit und Fortschritt ist unsere Devise. 
Wollen wir ihr gerecht werden, so müssen wir 
unbedingt für einen qualifizierten. Nachwuchs 
besorgt sein und hierfür lohnt sich auch der 
höchste Einsatz. 

KOMMENTAR 
Die grossen Linien 

«Ein gutes Beispiel was ein Arbeitspro
gramm einer Partei nicht sein soll und 
nicht sein darf, lieferte uns die soge
nannte Sozialpaketbotschaft der Bürger
partei vom Mai 1964. Damals wurde der 
eigenen Partei ein Programm vorgelegt 
als handelte es sich um eine Vorlage an 
den Landtag. Die vorgesehenen Lösun
gen wurden in allen Einzelheiten aufge
zeigt. Es fehlten nicht die genauen An
sätze der Leistungen im Stipendien
wesen, bei den Familienzulagen, der 
AHV. Jedem war klar: was für die Par
teiversammlung gilt, soll auch für Re
gierung und Landtag gelten: eine son
derbare Herabwürdigung unserer Insti
tutionen.» - Diese für liechtensteinische 
Verhältnisse reichlich seltsame Ansicht 
über die Arbeitsweise von politischen 
Parteien Wurde (laut «Vaterland» vom 
25. Januar) in der Delegiertenversamm
lung der Vaterländischen Union am: letz
ten Samstag in Triesen geäussert. Nicht 
von irgend jemandem, sondern von 
einem Regierungsmitglied der Union, 
welches mit der gleichen Ansprache 
einen legitimen Mehrheitsanspruch der 
Union begründen wollte. Der zitierte 
Sprecher der Union macht darin der 
Fortschrittlichen Bürgerpartei den Vor
wurf, dass sie in ihren Arbeitsprogram
men konkrete Vorschläge unterbreitet, 
und es nicht (wie es sich nach Ansicht 
des Sprechers gehörte) bei Vagen Dekla
mationen belässt. Man nennt dies an an-, 
derer Stelle der gleichen Ansprache «die 
grossen Linien festlegen» und entzieht 
sich damit jeder konkreten Aussage, Un
ter Arbeitsprogramm versteht man dort 
ein Sammelsurium von politischen Ge
meinplätzen) die wohl jeder Liechten
steiner unterschreiben könnte. Auch das 
ist ein «Arbeitsstil», von dem man aller
dings annehmen muss, dass sein An
spruch auf Gültigkeit nicht auf liechten
steinischem Boden gewachsen ist. - Eine 
Partei, die sich solchen Grundsätzen ver
schrieben hat, bestätigt damit, dass sie 
nicht gewohnt und in der Lage ist Ver
antwortung zu tragen. «Grosse Linien» 
reichen möglicherweise auf dem Gebiet 
der diplomatischen Repräsentation aus, 
nicht aber bei der Gestaltung eines Ar
beitsprogramms. - Der liechtensteinische 
Stimmbürger, erwartet vom Arbeitspro
gramm einer Partei nicht nur «grosse 
Linien», sondern konkrete Vorschläge, 
die allerdings erarbeitet, durchdacht und 
auf ihre Tragbarkeit überprüft sein müs-, 
sen. Das allein entspricht einem echten 
Verantwortungsgefühl gegenüber unse
rem Staat! ' " 

Unsere Sozialpolitik in der Rückschau! 
Erfüllung des Arbeitsprogramms der Fortschrittlichen Bürgerpartei 

Bis heute war es für die Bürgerpartei nicht 
notwendig die Erfüllung des Arbeitsprogram
mes nachzuweisen, weil jeder wusste, daSs wir 
Versprechen zu halten gewohnt sind. Weil nun 
aber heute da und dort von unseren Gegnern 
behauptet wird, wir hätten unser, für die Legis-: 
laturperiode 1962-1966 aufgestelltes Programm 
nicht erfüllt, sehen wir uns gezwungen, Rück
blick zu halten. 

Wenden wir uns zuerst der AHV und IV züi 
Unter Berücksichtigung einer ausgeglichenen 
technischen Bilanz und unter Wahrung der In
teressen der jungen Einzahler traten wir für-
eine Erhöhung der AHV- und IV-Renten ein 
und das ohne Erhöhung der Beiträge". Diesem 
Antrag wurde von der Regierung und dem 
Landtag bereits auf 1. Januar 1964 entsprochen. 
Die Regierung ging sogar über unsere Wünsche 
hinaus und führte auf den vorgenannten Zeit
punkt noch zusätzlich die sogenannten Zusatz
renten der AHV und IV ein. Bekam früher ein 
Ehemann, dessen'Frau noch nicht das 60.Älters-
jahr erreicht hatte, nur eine einfache Alters
rente, so erhält er heute für die noch nicht 60-
jährigjj Ehefrau eine Zusatzrente von 40 Pro
zent seiner einfachen Altersrente; sind noch 
nicht 18jährige oder noch nicht 25jährige, sich 
in der Ausbildung befindende Kinder vorhan
den, so wird für diese ebenfalls eine Zusatz
rente von 40 Prozent der einfachen Altersrente 
des Vaters ausbezahlt. Das Bezügsalter für sich 
in Ausbildung befindende Kinder voni 18. bzw. 
20, Altersjahr auf das 25. Altersjahr auszudeh

nen, haben wir zwar nicht versprochen, aber 
eingeführt und noch anderes mehr. 

Die günstige Entwicklung bei der AHV ynd 
der vielseitig geäusserte Wunsch, die Renten 
der AHV der Schweiz anzugleichen, veranlass
ten Regierungschef Dr. Batliner bereits am 4.4. 
letzten Jahres, eine neue Rentenrevision zu be
antragen. Die angeforderte technische Bilanz 
jseigte, dass eine Anpassung an die Rentenhöhe 
8eir~Schweiz möglich geworden War und diese 
Anpassung wurde dann m der Folge im Dezem
ber letzten Jahres vom Landtag beschlossen, 
was • allerdings nur möglich -war, indem der 
Stäatsbeitrag sofort auf 1 Million Franken jähr
lich angehoben wurde. • 
Was beantragte die Bürgerpartei weiter? r 

Verdoppelung der Einkommensgrenze bei den 
Übergangsrentenbezügern, wurde durchgeführt. 
Rentenbeginn mit dem dem Geburtsmonat fol
genden Monat, nicht Halbjahr wie bisher, würde 
durchgeführt. Abschaffung der. Beitragspflicht 
ipit Erreichung des 65. Altersjahres, wurde 
durchgeführt. Erweiterung der degressiven 
AHV-Beitragsskala für Selbständigerwerbende, 
wurde durchgeführt. Schaffung einer Zusatz
rente zur AHV für notleidende und invalide 
Personen, wurde durchgeführt und inzwischen 
wurden diese Zusatzrenten im Dezember letz
ten Jahres vom Landtag beschlossen, allerdings 
unter dem Namen «Ergänzungsleistungen zur 
AHV und IV. 

Wie sich unsere Verbesserungsvorschläge, 
zum Beispiel bei den AHV-Renten ausgewirkt 

haben, beweisen am besten Zahlen:1963 weist 
die AHV 1,07 Millionen Franken ah Renten (&usi 
1964, nach Durchführung der Revision 1,9 Mil
lionen Franken (siehe Jahresbericht 1963/64 der 
AHV), 1966, also nach der im Dezember letzten 
Jahres beschlossenen Revision, dürfte dieser 
Betrag aufgrund, der technischen. ,Bilanz auj  
rund 3 Millionen Franken pro Jahr  ansteigen. 
Wir glauben, dass wir diesen Zahlen nichts 
mehr hinzufügen :müssen.: Ml 

Damit dürfen wir feststellen; dass das. für< die 
AHV und IV 1962 aufgestellte Programm mehr 
als durchgeführt wurde. , . . . .  • 

Familienausgleichskasse 
Wir beantragten: Erhöhung der Geburtenzu

lage von 100 auf 200 Franken, wurde durchge
führt. Anpassung cjjjr Einkommensgrenzen zuni 
Bezug von Kinderzulagen bei den Selbständig-
eiwerbenden, wurde durchgeführt bzw. dahin
gehend verbessert, dass bei der FAK &n Volks-
obligatorium geschaffen wurde, das für alle .die 
Bezugsberechtigung von Kinderzulagen vor
sieht, ohne Berücksichtigung von Einkommens
grenzen. Ausser Programm beantragten .wijä im 
Herbst 1964 die Erhöhung der Kinderzulagen, 
wurde auf 1. Januar 1965 durchgeführt. ' , 

Das Initiativbegehren der Vaterländischen 
Union brachte auf 1, Juli 1965 eine weitere Er
höhung der Kinderzulagen, allerdings mit dem 
Resultat, dass der1 Staat inskünftig jährlich 
einen Beitrag von 800 000 bis 1 Million Frankeü 
zu leisten hat. ( > 

Der Kultur- und Jugendbeirat berichtet 
Jahresbericht 1965 des Kultur- und Jugendbeirates der Fürstlichen Regierung 

Im Berichtsjahr 1965 ist der Kultur- und Ju
gendbeirat zu 32 Sitzungen zusammengekom
men. Dabei wurde eine grosse Anzahl von Ge
suchen behandelt sowie Stellungnahmen und 
Subventionsanträge an die Fürstliche Regie
rung weitergeleitet. Nach Rücksprachen . mit 
den Jugendorganisationen und kulturellen Ver
einigungen war es Dank dem Entgegenkommen 
des Landtages und der Regierung möglich, we
sentlich höhere Jahresbeiträge als früher an 
diese Organisationen auszubezahlen. Durch die 
Unterstützung des Filmforums konnte Wesent
liches zur Filmerziehung unserer Jugend bei
getragen werden. Die gesamte Summe, der vom 
Kulturr und Jugendbeirat beantragten, und von 
der Fürstlichen Regierung bewilligten Beträge 
beläuft sich ohne das Jugendzentrum in Schaan 
auf Fr. 54 300.—, aus der Stiftung «Pro( Liech
tenstein» wurden Beiträge in der Höhe von Fr. 
9594.—ausbezahlt. 

Im Frühjahr wurde , die Durchführung eines 
«Wettbewerbs der Jugend Liechtensteins» be
schlossen, der dann in der Folge wiederholt in 
verschiedenen in- und ausländischen Zeitungen 
ausgeschrieben wurde. Durch diesen Wettbe
werb soll in unserer Jugend die Freude und das 
Interesse a n  den Belangen unserer Heimat 
wachgehalten werden. Die Preise werdenl,der 
Stiftung «Pro Liechtenstein» entnommen. . 

Rüci 

Längere Zeit stand die Schaffung eines Ju
gendsekretariates im Vordergrund, für welches 
dank der Grosszügigkeit^ler Fürstlichen Regie-

IlMiife, -den interessierten 
]|tte^|p||»ostgebäude 'in 

mrWef^gu^jigMtell t  wurden, 
eines eigentlichen .Jugend- und 
s und einer / J^trendherberge 

nicht verwirklicht V e r d e n  und 

i g  

rung nach 
Jugendverb-
Schaan Räj 
Die Erric 
Freizeitzei 
konnte n] 
bleibt w $  
und Jugfe: 
p Im Späĵ ierbst 
bändigen" Orgelausgabe Josef Rheinbergers im 
Verlag Rob. Forberg, B,ad.Godesberg. Die Vor
arbeiten für den zweiten! Band~ wurden durch 
dBn Herausgeber 'Martin Weyer, Köln, eben
falls bMWfeiabgesch^ssen,' ;so dass dieser 
zweite ,̂und lejfzte Band bis ; zum Frühjahr 1966 
jm HJin^iVvoriieöen 

In der «^issenöc^^l^heäjfechöft^nreihe des 
Kultur- upd?^ugendbeirateSxww^fa( als l! Werk 
«Die' Orgelwerke yqn;dosqf4fl^inberger, .eine 
kritische Urltersuclii^?fcit,0esönäerer Berück-
sicHtigtfnjj der in die ̂ euausgabe. aüfgen'omme-
$enrKompositionen»vW $Iattin'Weyer, erschei
nen Das Mantiskript ̂ lie^ nuuln  seineV end
gültigen 'Fassung vor, ider tiruck et folgt voraus
sichtlich im Frühjahr 1966 durch, die Buch- und 
Verlagsdruckerei in Vaduz. : 

Aufgrund einer privaten Initiative konnte vom 
20. November bis zum l l 'Deie inber  1965 in Bal
zers eine «Gedenkausstellung Prof. Ferd! *Nigg>> 
zum 100. Geburtstag des grossen liechtenstei-v 
nischen Künstlers durchgeführt werden, die bei 
weiten Kreisen der'Bevölkerung und auch über 
unsere .Grenzen hiriaus'igüteni"Ankl^ng:(gefunr 
den hat. In Verbindung mitdieser  Aitestellung 
wurde ein Gedenkbüch herausgegeben, •: das 
gleichzeitig .auch als Ausstellungskatalog dien
te. - Ebenfalls aüfg^ünk eirfer priv'^'Ä'initiative 
könnten durch B&tellüiig' 'öitaeŝ Klomtteöi' »&ät6/ -
Schritte-für die Durchführung einer ersten'liech-v 
tensteinischen Hobby-Ausstellung' getah' 'wer
den. Die Ausstellung '-selbst soll. im. April.1966 
voraussichtlich! in Schaan durchgeführtiwerdeni 

Einer • Anregung des; Kultur- : und < Jugeiidbeir 
rates; folgend, schlössen-eich, im Dezembei; ,19.6.5 
die liechtensteinischen Trachtenverejn^ zu^einer 
«liechtensteinischen f Trachtenyejeinigjjnjj» > 
sämme'n,'/ V *' 1 ,  !* " . 
\ .- i-.- ' 1" V'.'. ' ' / I  t-* tf-:./» ' ' »• '  ' I» ! I ! I m  l 

Zur 
güterni 
rer! "Heimat ist die''Sctaffung'leiries Sonäerbän-
des «Fürstentum Liechtenstein^,,rö.!;Rahinen der 
Schweiber, Wanderbücher ̂ e r l a g  
Frey,, Be*^ :s<pwie;eines< 
griff genommen worden. . *. ,ttj. , 

Bei der Landesverkehrskommission wurde die 


